
 

  

S 5 AY 137/20

Sozialgerichtsbarkeit Bundesrepublik Deutschland

Land Freistaat Bayern
Sozialgericht Sozialgericht Nürnberg
Sachgebiet Sonstige Angelegenheiten
Abteilung 5
Kategorie Urteil
Bemerkung -
Rechtskraft -
Deskriptoren -
Leitsätze -
Normenkette § 3 AsylbLG

1. Instanz

Aktenzeichen S 5 AY 137/20
Datum 19.10.2020

2. Instanz

Aktenzeichen L 19 AY 117/20
Datum -

3. Instanz

Datum -

I. Die Klage wird abgewiesen.

II. AuÃ�ergerichtliche Kosten sind nicht zu erstatten.

Tatbestand:

Streitig ist die HÃ¶he von Leistungen nach Â§ 3 des Asylbewerberleistungsgesetzes
(AsylbLG) fÃ¼r den Zeitraum von 01.01.2018 bis 31.08.2018.

Der 1996 geborene KlÃ¤ger (Kl.) ist afghanischer StaatsangehÃ¶riger. Er wohnt in
der stÃ¤dtischen Asylbewerberunterkunft (Gemeinschaftsunterkunft) A-Stadt und
bezieht seit 01.12.2017 Leistungen nach Â§ 3 AsylbLG in HÃ¶he von jeweils 320,14
EUR (unter BerÃ¼cksichtigung von Sachleistungen), seit 01.09.2018 Leistungen
nach Â§ 2 AsylbLG (vgl. Bl. 53 der Akten der Beklagten).

Mit Weiterbewilligungsbescheid vom 24.07.2019 bewilligte die Beklagte dem
KlÃ¤ger Leistungen nach Â§ 2 AsylbLG in HÃ¶he von monatlich 364,65 EUR fÃ¼r die
Monate August bis Oktober 2019 (Bl. 74 der Akten der Beklagten).
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Mit Ã�nderungsbescheid vom 25.09.2019 (Bl. 76 der Akten der Beklagten) teilte die
Beklagte d. Kl. mit, die HÃ¶he der laufenden Leistungen werde ab 01.10.2019 "bis
zum Ende des laufenden Bewilligungszeitraums neu berechnet". Aufgrund des
"geÃ¤nderten AsylbLG, Bundesgesetzblatt Nr. 31, S. 1290 ff v. 20.08.2019) werde
die HÃ¶he der Leistungen ab 01.10.2019 neu festgesetzt. Die genaue
Zusammensetzung sei dem beiliegenden Berechnungsbogen zu entnehmen. Der
Bescheid hebe "alle vorhergehenden Bescheide Ã¼ber die HÃ¶he der GewÃ¤hrung
von Leistungen nach dem AsylbLG auf, soweit sie sich auf gleicher ZeitrÃ¤ume
beziehen (Â§ 48 Abs. 1 SGB X i. V. m. Â§ 9 Abs. 4 AsylbLG)". Ab 01.10. 2019 betrage
der Anspruch 322,65 EUR.

Mit Schreiben vom 17.10.2019 legte der BevollmÃ¤chtigte d. Kl. Widerspruch gegen
den Bescheid vom 25.09.2019 ein. DarÃ¼ber hinaus beantragte der
BevollmÃ¤chtigte d. Kl. die Ã�berprÃ¼fung der bestehenden
Bewilligungsentscheidungen Ã¼ber Leistungen nach Â§ 3 AsylbLG fÃ¼r den
Zeitraum ab 01.01.2018. Zur BegrÃ¼ndung wurde ausgefÃ¼hrt, die Regelung des 
Â§ 3 AsylbLG a.F. beruhten "vom 01.01.2017 bis zum 31.08.2019" weder auf einer
ordnungsgemÃ¤Ã�en Berechnungsgrundlage noch sei der Bedarf gedeckt worden.
Die Leistungen seien seit 2016 entgegen der Regelung in Â§ 3 Abs. 5 AsylbLG nicht
neu festgesetzt worden, obwohl die Einkommens-und Verbrauchsstichprobe (EVS)
von 2013 vorliege und der Regelbedarf nach dem ZwÃ¶lften Buch Sozialgesetzbuch
(SGB XII) demzufolge bereits zum 01.01.2017 angepasst worden sei. Dieser Bedarf
habe â�� parallel zur Neufestsetzung der Regelbedarfe nach dem SGB XII â�� fÃ¼r
ZeitrÃ¤ume ab 01.01.2017 durch ein gesondertes Gesetzgebungsverfahren
umgesetzt werden sollen. Ein entsprechender Entwurf eines Dritten Gesetzes zur
Ã�nderung des Asylbewerberleistungsgesetzes (BT-Drs.18/9985, 18/10351) sei
jedoch an der fehlenden Zustimmung des Bundesrats gescheitert. GemÃ¤Ã� Â§ 3
Abs. 4 AsylbLG sei der Wert der Grundleistungen jeweils zum 1. Januar eines Jahres
entsprechend der VerÃ¤nderungsrate nach Â§ 28a SGB XII in Verbindung mit der
Verordnung nach Â§ 40 Satz 1 Nr. 1 SGB XII fortzuschreiben und die sich daraus
ergebende HÃ¶he im Bundesgesetzblatt (BGBl.) zu verÃ¶ffentlichen. Die HÃ¶he des
Geldbetrags ergebe sich nach Â§ 3 Abs. 4 AsylbLG unmittelbar aus der
VerÃ¤nderungsrate nach Â§ 28a SGB XII in Verbindung mit der jeweiligen
Fortschreibungsverordnung selbst, ohne dass es eines Umsetzungsaktes bedÃ¼rfe.
Der Wert der fortzuschreibenden Grundleistungen ergebe sich bereits mit der
VerÃ¶ffentlichung der maÃ�geblichen Fortschreibungsverordnung (nach dem SGB
XII). Dementsprechend bestimme sich die VerÃ¤nderungsrate fÃ¼r den Wert der
Grundleistungen fÃ¼r 2017 nach der Regelbedarfs-Fortschreibungsverordnung
2016, da es fÃ¼r 2017 keine Fortschreibungsverordnung gegeben habe; die
ErhÃ¶hung fÃ¼r 2017 habe nach der nach der Regelbedarfs-
Fortschreibungsverordnung 2016 um 1,24 % zu erfolgen. FÃ¼r das Jahr 2018. FÃ¼r
2018 habe die ErhÃ¶hung nach der nach der Regelbedarfs-
Fortschreibungsverordnung 2018 um 1,63 % zu erfolgen. FÃ¼r 2019 habe die
ErhÃ¶hung nach der nach der Regelbedarfs-Fortschreibungsverordnung 2019 um
2,02 % zu erfolgen. Damit ergÃ¤ben sich LeistungssÃ¤tze von monatlich 358 EUR
fÃ¼r 2017, von monatlich 364 EUR fÃ¼r 2018 und von monatlich 371 EUR fÃ¼r
2019.
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Mit Bescheid vom 22.10.2019 (Bl. 83 der Akten der Beklagten) lehnte die Beklagte
den Ã�berprÃ¼fungsantrag hinsichtlich der Leistungsbescheide vom 30.11.2017,
11.04.2018 und 11.07.2018 ab. Zur BegrÃ¼ndung fÃ¼hrte die Beklagte aus, die
Umsetzung der EVS 2013, die seit 2015 verÃ¶ffentlicht sei, sei â�� anders als im
Zweiten Buch Sozialgesetzbuch (SGB II) und im SGB XII â�� im AsylbLG entgegen Â§
3 Abs. 5 AsylbLG nicht erfolgt.

Dagegen erhob der BevollmÃ¤chtigte d. Kl. mit Schreiben vom 15.11.2019 am
16.11.2019 Widerspruch; zur BegrÃ¼ndung des Widerspruchs wiederholte der
BevollmÃ¤chtigte d. Kl. die AusfÃ¼hrungen vom 17.10.2019 betreffend Â§ 3
AsylbLG.

Die Regierung von M. wies mit Widerspruchsbescheid vom 09.04.2020 (Bl. 13 der
Gerichtsakten) den Widerspruch d. Kl. zurÃ¼ck. In der BegrÃ¼ndung des
Widerspruchsbescheides wurde ausgefÃ¼hrt, die Umsetzung der EVS 2013, die seit
2015 verÃ¶ffentlicht sei, sei â�� anders als im SGB II und im SGB XII â�� im AsylbLG
entgegen Â§ 3 Abs. 5 AsylbLG nicht erfolgt. Somit fehle es an einer Fortschreibung
der BetrÃ¤ge durch das Bundesministerium fÃ¼r Arbeit und Sozialordnung (BMAS).
Auch in der Kommentarliteratur werde die Auffassung vertreten, dass mangels
ErhÃ¶hung der SÃ¤tze durch eine GesetzesÃ¤nderung die SÃ¤tze von 2016 â��
vorlÃ¤ufig â�� weitergÃ¤lten (vgl. Birk in Bieritz-Harder/Conradis/Thie, Lehr- und
Praxiskommentar SGB XII, 12. Auflage 2018, Â§ 3 AsylbLG Rn 26). Es sei allein
Aufgabe des BMAS im Rahmen seiner nach Â§ 3 Abs. 4 AsylbLG eingerÃ¤umten
legislativen Kompetenz, die HÃ¶he der GeldbetrÃ¤ge zu bestimmen (Sozialgericht
Hamburg, Beschluss vom 08.07.2019 â�� S 28 AY 48/19 ER -). Es sei nicht Aufgabe
der Verwaltung, ohne gesetzliche Vorgaben die HÃ¶he der GeldbetrÃ¤ge nach Â§
Abs. 5 AsylbLG selbst festzulegen. Erst mit der EinfÃ¼hrung des Â§ 3a AsylbLG
durch das Dritte Gesetz zur Ã�nderung des Asylbewerberleistungsgesetzes vom
13.08.2019 (BGBl. I, S. 1290) sei eine Anpassung der LeistungssÃ¤tze ab
01.09.2019 erfolgt.

Der BevollmÃ¤chtigte d. Kl. hat mit Telefax vom 23.04.2020, das an diesem Tag
beim Sozialgericht NÃ¼rnberg eingegangen ist, Klage erhoben; auch die
KlagebegrÃ¼ndung enthÃ¤lt inhaltlich im Wesentlichen die AusfÃ¼hrungen vom
17.10.2019.

D. Kl. beantragt,

die Beklagte unter Aufhebung des Ã�nderungsbescheides vom 22.10.2019 in der
Gestalt des Widerspruchsbescheides der Regierung von M. vom 09.04.2020 zu
verpflichten, d. Kl. im Grundleistungsbezug gem. Â§ 3 AsylbLG im Zeitraum vom
01.01.2018 bis zum 31.08.2018 fortgeschriebene Leistungen in HÃ¶he von
monatlich 364,00 EUR abzÃ¼glich der durch Sachleistungen gedeckten Bedarfe zu
gewÃ¤hren.

Die Beklagte beantragt,

die Klage abzuweisen.
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Die Beklagte hat unter dem 08.05.2020 ablehnend Stellung genommen.

Die Beteiligten habe sich Ã¼bereinstimmend mit einer Entscheidung im
schriftlichen Verfahren einverstanden erklÃ¤rt.

Das Gericht hat die Beklagtenakten beigezogen; sie waren Gegenstand des
Verfahrens. Das Gericht hat d. Kl. Prozesskostenhilfe mit Beschluss vom 12.06.2020
bewilligt. Vorgelegen hat auch die Gerichtsakte im Verfahren S 5 AY 59/20
(UntÃ¤tigkeitsklage).

EntscheidungsgrÃ¼nde:

Die Klage ist zulÃ¤ssig, aber nicht begrÃ¼ndet.

Der Ã�berprÃ¼fungsbescheid der Beklagten vom 22.10.2019 in der Gestalt des
Widerspruchsbescheides vom 09.04.2020 hÃ¤lt einer gerichtlichen Ã�berprÃ¼fung
stand.

D. Kl. hat fÃ¼r den streitigen Zeitraum (Januar 2018 bis August 2018) keinen
Anspruch auf Auszahlung von Leistungen nach Â§ 3 AsylbLG a.F. (a.F. = in der
Fassung des Gesetzes zur EinfÃ¼hrung beschleunigter Asylverfahren vom
11.03.2016 [BGBl. I, S. 390]) von mehr als 320,14 EUR. Dieser Betrag ergibt sich
aus Â§ 3 Abs. 1 Satz 8 Nr.1 AsylbLG (135,00 EUR fÃ¼r den notwendigen
persÃ¶nlichen Bedarf) und Â§ 3 Abs. 2 Satz 2 AsylbLG (219,00 EUR fÃ¼r den
notwendigen Bedarf) abzÃ¼glich der Aufwendungen fÃ¼r "Wohnen, Energie,
Strom" in HÃ¶he von 33,86 EUR.

Der KlÃ¤ger hat keinen Anspruch auf hÃ¶here Leistungen, auch im Hinblick darauf,
dass es das BMAS bisher versÃ¤umt hat, die sich nach Â§ 3 Abs. 1 Satz 1 AsylbLG
a.F. ergebenden GeldbetrÃ¤ge entsprechend der VerÃ¤nderungsrate nach Â§ 28a
SGB XII in Verbindung mit der Verordnung nach Â§ 40 Satz 1 Nr. 1 SGB XII gemÃ¤Ã�
Â§ 3 Abs. 4 Satz 1 AsylbLG seit dem 01.01.2017 fortzuschreiben.

Das Gericht vermag sich â�� ebenso wie das Sozialgericht Hamburg, Beschluss vom
08.07.2019 â�� S 28 AY 48/19 ER -, juris â�� der vom Kl. vertretenen
Rechtsauffassung (die auch das Sozialgericht Stade, Urteil vom 13.11.2018 â�� S
19 AY 15/18 -, das LSG Niedersachsen-Bremen, Urteil vom 23.05.2019 â�� L 8 AY
49/18 â�� Rdnr. 20ff, juris; das Sozialgericht Bremen, Beschluss vom 15.04.2019
â�� S 40 AY 23/19 ER â�� Rdnr. 18ff, juris vertreten, wonach sich ein solcher
Anspruch auf Leistungsanpassung/Dynamisierung direkt aus dem Gesetz ergebe),
nicht anzuschlieÃ�en.

Zwar enthÃ¤lt die in Â§ 3 Abs. 4 Satz 1 AsylbLG genannte Regelung eine eindeutige
Verpflichtung, die Leistungen entsprechend der VerÃ¤nderungsrate nach dem SGB
XII anzupassen. Diese Verpflichtung richtet sich aber allein gegen die
Bundesregierung bzw. das BMAS, soweit dieses jeweils spÃ¤testens bis zum 01.
November eines Kalenderjahres die HÃ¶he der Bedarfe, die fÃ¼r das folgende
Kalenderjahr maÃ�gebend sind, im Bundesgesetzblatt bekannt zu geben hat (vgl. 
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Â§ 3 Abs. 4 Satz 3 AsylbLG a.F.). Die Fortschreibung der Regelbedarfe dient dabei
der Dynamisierung der Leistungen, damit ein jahrelanges statistisches Festhalten
an nicht mehr realitÃ¤tsgerechten Festsetzungen ende (vgl. Wahrendorf, SGB
XII/AsylbLG, Kommentar, 6. Auflage 2018, Â§ 3 AsylbLG, Rdnr. 67). Zwar hat es das
BMAS entgegen dieser gesetzlichen Verpflichtung unterlassen, die Leistungen nach
dem AsylbLG seit dem 01.01. 017 entsprechend anzupassen, weil der Bundesrat in
seiner 952.Sitzung am 16.12.2016 dem am 01.12.2016 vom Deutschen Bundestag
verabschiedeten Entwurf eines Dritten Gesetzes zur Ã�nderung des
Asylbewerberleistungsgesetzes (BT-Drs. 18/9985), mit dem die HÃ¶he der
GeldbetrÃ¤ge fÃ¼r die Zeit ab 01.01.2017 festgesetzt werden sollten, nicht
zugestimmt hat (vgl. BR-Drs. 713/16[B]). In Ermangelung einer gesetzlichen
Neufestsetzung konnte daher aus rechtlichen GrÃ¼nden fÃ¼r die Zeit ab
01.01.2017 eine Fortschreibung nach Â§ 3 Abs. 4 AsylbLG a.F. durch die
Bundesregierung nicht erfolgen und ist erst durch das Dritte Gesetz zur Ã�nderung
des Asylbewerberleistungsgesetzes vom 13.08.2019 (BGBl. I, S. 1290) mit Wirkung
ab 01.09.2019 erfolgt.

Im Hinblick auf das vom Gesetzgeber in Â§ 3 Abs. 4 AsylbLG so ausgestaltete
Verfahren der Fortschreibung hÃ¤lt sich das Gericht aber weder fÃ¼r berechtigt, die
GeldbetrÃ¤ge nach dem AsylbLG der HÃ¶he nach selbst zu bestimmen noch die
zustÃ¤ndige BehÃ¶rde zu deren Anwendung zu verpflichten. Denn dies ist allein
Aufgabe des BMAS im Rahmen seiner ihm durch Â§ 3 Abs. 4 AsylbLG a.F.
erÃ¶ffneten normsetzenden Kompetenz und nicht Aufgabe der mit der
DurchfÃ¼hrung des AsylbLG betrauten BehÃ¶rden, die sich an dem (ebenfalls)
verfassungsrechtlich verankerten Grundsatz der GesetzmÃ¤Ã�igkeit der Verwaltung
zu orientieren haben â�� und damit auch nicht Aufgabe der fÃ¼r die
Verwaltungskontrolle der das AsylbLG vollziehenden BehÃ¶rden zustÃ¤ndigen
Sozialgerichte (ebenso: Hohm in: ZfSH/SGB 2019, 68, 72). Die vom Gericht
vertretene Auffassung wird bestÃ¤tigt durch die Gesetzesmaterialien zum Dritten
Gesetz zur Ã�nderung des Asylbewerberleistungsgesetzes vom 13.08.2019 (BGBl. I,
S. 1290); vgl. insb. die Stellungnahme des Deutschen Anwaltsverbandes vom
29.05.2019, Ausschussdrucksache 19(11)363, S. 72 f.; darin heiÃ�t es u.a.:
"Nachzahlungen fÃ¼r die Jahre 2017 und 2018 sind jedoch seitens des
Gesetzgebers nicht vorgesehen. Dies sieht jedenfalls die Sozialgerichtsbarkeit
offenkundig anders, Die sozialgerichtlichen Entscheidungen er-rechnen die
NachzahlungsansprÃ¼che unmittelbar aus den in Â§ 3 Abs. 4 AsylbLG
verpflichtenden Regelungen zur Fortschreibung des Regelsatzes auf der Grundlage
der VerÃ¤nderungsrate nach Â§ 28a SGB XII in Verbindung mit der jeweils
maÃ�geblichen Regel-bedarfsstufen-Fortschreibungsverordnungen (so SG Stade,
Urteil vom 13.11.2018 â�� S 19 AY 15/18 -; SG Stade, Beschl. v. 6.3.2019 â�� S 19
AY 1/19 -; LSG Nds-Brem, Beschl. vom 1.11.2018 â�� L 8 AY 37/18 B ER -; , siehe
auch: PKH-Beschl. des LSG NRW v. 11.7.2017 â�� L 20 AY 4/17 B â�� und LSG Nds-
Brem, Beschl. v. 2.11.2017 â�� L 8 AY 22/17 B â�� zur HÃ¶he der Grundleistungen).
FÃ¼r das Gericht steht somit â�� auf der Grundlage der GesetzesbegrÃ¼ndung â��
fest, dass der Gesetzgeber die Problematik gesehen, aber fÃ¼r den Zeitraum von
01.01.2017 bis 31.08.2019 bewusst von einer ErhÃ¶hung der Grundleistungen
abgesehen hat.
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Im Gegenteil ergibt sich aus dem Gesetzentwurf der Bundesregierung, Entwurf
eines Dritten Gesetzes zur Ã�nderung des Asylbewerberleistungsgesetzes (BT-Drs.
19/10052 â�� B. LÃ¶sung), dass der Gesetzgeber fÃ¼r in
GemeinschaftsunterkÃ¼nften untergebrachte Leistungsbezieher keine ErhÃ¶hung
wollte; dort heiÃ�t es: "Dabei wird im AsylbLG wegen der abweichenden
Bedarfslage eine gesonderte Bedarfsstufe fÃ¼r die Unterbringung in
SammelunterkÃ¼nften geschaffen. Die Anteile fÃ¼r Strom und
Wohnungsinstandhaltungskosten (Abteilung 4) werden aus den BedarfssÃ¤tzen
fÃ¼r den notwendigen Bedarf im AsylbLG ausgegliedert, da diese Leistungen im
AsylbLG von den LeistungsbehÃ¶rden â�� wie der Hausrat â�� als Sachleistungen
erbracht werden. Hierdurch liegt der Gesamtbetrag aus notwendigem und
notwendigem persÃ¶nlichem Bedarf, im Falle einer vollstÃ¤ndigen Bedarfsdeckung
durch Geldleistungen, im Durchschnitt unter den bisherigen, seit dem Jahr 2016
unverÃ¤nderten Werten".

Damit war es dem Gericht nicht mÃ¶glich, dem Ã�berprÃ¼fungsantrag bzw. dem
Antrag auf hÃ¶here Leistungen d. in einer Gemeinschaftsunterkunft lebenden Kl. zu
entsprechen; die Klage war daher abzuweisen.

Die Kostenentscheidung beruht auf Â§ 193 Abs. 1 des Sozialgerichtsgesetzes (SGG).

Das Gericht hat wegen der grundsÃ¤tzlichen Bedeutung der Sache die Berufung
zugelassen gem. Â§ 144 Abs. 2 Nr. 1 SGG.

Erstellt am: 11.02.2021

Zuletzt verändert am: 23.12.2024
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